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Senator Mäurer: Sie kennen meine Position: Ich
bin sehr zufrieden mit der Arbeit. Wir haben andere
Zeiten in Bremen erlebt, und ich glaube, dass dieses
Landesamt es geschafft hat, einen großen Vertrau-
ensvorschuss bei den Parlamenten zu erreichen. Ich
denke, da müssen wir weitermachen. Wir haben auch
Vorstellungen, wie es weitergehen kann, zum Bei-
spiel beim Thema Einsatz von V-Leuten. Auch das
ist eine Sache, die sehr schwierig zu bewerkstelligen
ist. Unsere Vorstellungen gehen dahin, dass wir zu-
künftig dann auch dies in der Parlamentarischen Kon-
trollkommission beraten und entscheiden lassen.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die zweite Anfrage bezieht sich auf die Bundes-
mittel für soziale Wohnraumförderung. Die Anfra-
ge ist unterschrieben von den Abgeordneten Frau
Wendland, Werner, Dr. Güldner und Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen.

Bitte, Frau Wendland!

Abg. Frau Wendland (Bündnis 90/Die Grünen): Wir
fragen den Senat:

Erstens: Wofür hat der Senat konkret die Mittel aus
dem Bundeshaushalt für die soziale Wohnraumför-
derung im Land Bremen jährlich seit 2007 eingesetzt?

Zweitens: Wofür gedenkt der Senat die Bundes-
mittel für die soziale Wohnraumförderung in Zukunft
einzusetzen?

Drittens: Wurde, und wenn ja, mit welchem Ergeb-
nis,  hier  insbesondere  mit  Blick  auf  den  sozialen
Wohnungsbau – wie im Zuge der Verhandlungen über
den Fiskalpakt zwischen Bund und Ländern verein-
bart – bereits eine Einigung über die vom Bund für
die Zeit ab dem Jahr 2013 zu leistenden Entflechtungs-
mittel erzielt?

Präsident Weber: Diese Frage wird beantwortet von
Herrn Staatsrat Golasowski.

Staatsrat Golasowski: Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Für den Senat beantworte ich die
Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Die Kompensationszahlungen aus dem
Bundeshaushalt wegen der Beendigung der Finanz-
hilfen des Bundes zur sozialen Wohnraumförderung
wurden seit dem Jahr 2007 jährlich zur Abwicklung
von Altverpflichtungen in der Wohnraumförderung
eingesetzt.

Zu Frage 2: Sobald die Verhandlungen zwischen
dem Bund und den Ländern über die Höhe der Kom-
pensationsmittel abgeschlossen sind, wird der Senat
einen Vorschlag entwickeln, der die neuen Regelun-
gen über die Kompensationsmittel ebenso berück-
sichtigt wie die finanziellen und fachlichen Rahmen-
bedingungen in Bremen.

Zu Frage 3: Nein! – Soweit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? –
Bitte sehr!

Abg. Frau Wendland (Bündnis 90/Die Grünen):
Meine Zusatzfrage bezieht sich auf meine erste Frage.
Sie haben geantwortet, Herr Staatsrat, dass jährlich
zur Abwicklung der Wohnraumförderung die Haus-
haltsmittel für die Altverpflichtungen eingesetzt wor-
den sind. Mich würde aber interessieren, für welche
konkreten Projekte oder wofür genau die Gelder aus
dem Bundeshaushalt seit dem Jahr 2007 eingesetzt
worden sind.

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Golasowski: Ganz konkret ist es das Ab-
bezahlen von kreditfinanzierten Wohnungsbauförder-
programmen der Vergangenheit. Die Regelungen zu
diesen Bundesmitteln erlauben das, und deswegen
haben wir bei alten Programmen, die kreditfinanziert
sind, die Kredite zurückgeführt und haben außerplan-
mäßige Rückläufe von Darlehensgewährungen an
Bremer Bauherren dazu verwandt, neue Programme
aufzulegen. Deswegen kann ich Ihnen nur sagen, dass
wir damit Schulden bezahlt haben.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die dritte Anfrage trägt den Titel „Brechdurchfall-
Epidemie auch an Schulen in Bremen denkbar?“ Die
Anfrage ist unterschrieben von den Abgeordneten
Frau Dogan, Dr. Güldner und Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen.

Bitte, Frau Dogan!

Abg. Frau Dogan (Bündnis 90/Die Grünen): Wir
fragen den Senat:

Erstens: Wodurch wird sichergestellt, dass eine
Brechdurchfall-Epidemie an Schulen, wie sie in Ost-
deutschland aufgetreten ist, nicht im Land Bremen
eintritt?

Zweitens: Welche Bestrebungen gibt es seitens des
Senats sicherzustellen, dass möglichst regionale und
saisonale Produkte bei der Zubereitung des Schules-
sens verwendet werden?

Drittens:  Gibt  es  Bestrebungen  und  Planungen
seitens des Senats mit dem Ziel, dass möglichst vie-
le Schulen ihre Mahlzeiten frisch und vor Ort in den
Schulen zubereiten, und wie sehen diese Bestrebun-
gen und Planungen konkret aus?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Frau Senatorin Jürgens-Pieper.

Senatorin Jürgens-Pieper: Herr Präsident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Für den Senat be-
antworte ich die Anfrage wie folgt:


